
Entwurf 

 

Ortsgesetz zur Änderung der 
Verfassung für die Stadt Bremerhaven 

 
Vom (Datum) 

 
Der Magistrat verkündet das nachstehende, von der Stadtverordnetenversammlung be-
schlossene und vom Senat der Freien Hansestadt Bremen genehmigte Ortsgesetz: 
 

Artikel 1 
 
Die Verfassung für die Stadt Bremerhaven in der Fassung vom 13. Oktober 1971 (Brem.GBl. 
S. 243), die zuletzt durch Ortsgesetz vom 5. Juli 2012 (Brem.GBl. S. 382) geändert wurde, 
wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 und 3 angefügt: 
 

„(2) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat in der Stadtverordnetenver-
sammlung zu bewerben, es zu übernehmen oder auszuüben. Benachteiligungen am 
Arbeitsplatz wegen der Bewerbung um ein Mandat sowie der Annahme und Aus-
übung eines Mandats sind unzulässig. Eine Kündigung oder Entlassung wegen der 
Bewerbung, der Annahme oder Ausübung des Mandats ist unzulässig. Eine Kündi-
gung ist im Übrigen nur aus wichtigem Grund zulässig. Der Kündigungsschutz be-
ginnt mit der Aufstellung des Bewerbers durch das dafür zuständige Organ der Partei 
oder Wählervereinigung. Er gilt ein Jahr nach dem Wahltag oder nach Beendigung 
des Mandats fort. 

 
(3) Soweit zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgaben eines Mitglieds der 
Stadtverordnetenversammlung eine Arbeitsbefreiung erforderlich ist, ist es in ent-
sprechendem Umfang von seiner Verpflichtung zur Arbeitsleistung befreit. Einer Zu-
stimmung des Arbeitgebers zur Arbeitsbefreiung bedarf es nicht.“ 

 
2. § 39 wird wie folgt geändert: 

 
a)  Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 

„(3) Für die ehrenamtlichen Mitglieder des Magistrats gilt § 20 Absatz 2 und 3 ent-
sprechend.“ 

 
b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

 
Artikel 2 

 
Dieses Ortsgesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
 
Bremerhaven, den (Datum) 
 

M a g i s t r a t 
der Stadt Bremerhaven

Grantz
Oberbürgermeister

 

Anlage 1 


